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Vorwort

Das 1879 in Kraft getretene GVG hat die Rechtseinheit für die Gerichtsverfassung in den
damaligen deutschen Teilstaaten mit ihren bis dahin völlig unterschiedlichen und zersplit-
terten Regelungen geschaffen in einer für das damalige Denken zukunftsweisenden rechts-
staatlichen Zielsetzung, zusammen mit ZPO und StPO, zB staatliches Rechtsprechungs-
monopol, Unabhängigkeit der Gerichte, gesetzlicher Richter, weitgehender Rechtsschutz.
In den seitdem vergangenen 130 Jahren haben sich nicht nur die allgemeinen Lebensver-
hältnisse völlig verändert, auch das Rechtsleben hat umfassende Änderungen erfahren, die
Gerichtsverfassung war darin involviert, mit Höhen und Tiefen; in ihr schlugen sich
Menschenverachtung und radikale Durchsetzung politisch-kollektivistischer Ziele ebenso
nieder wie seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes eine kontinuierliche Fortentwicklung
und Verfestigung der Verwirklichung der Menschenwürde und des Respekts vor der Sphäre
des einzelnen Staatsbürgers als oberstes Ziel staatlichen Handelns.
Es ist Aufgabe der Gerichtsverfassung, zusammen mit dem Prozessrecht die Organisation

der Gerichte und die für sie geltenden Verfahrensmaximen zu schaffen, die dem Eigenwert
und dem rechtlichen Schutzbedürfnis des Individuums dienen, dies aber auch in Einklang
mit den unabweisbaren Belangen der das Individuum tragenden Gemeinschaft, wie das
Bundesverfassungsgericht beispielhaft die individuelle Rechtsausübung als gemeinschafts-
bezogen sieht. Der Gerichtsverfassung kommt damit eine ganz entscheidende rechtsstaatli-
che Bedeutung zu, denn im Streitfall ist es allein Aufgabe der Gerichte, die in „Gesetz und
Recht“ (Art. 20 Abs. 3 GG) ausgestalteten Rechte und Pflichten des Einzelnen zu klären
und durchzusetzen. Hierfür muss das Gerichtsverfassungsrecht das Vorhandensein von
geeigneten Gerichten ebenso regeln wie auch deren jeweils sachgerechte Funktionsfähig-
keit, zusammen mit einem entsprechenden Verfahrensrecht. Effektive Gleichheit aller, faires
Verfahren, rechtliches Gehör, gesetzlicher Richter, Unabhängigkeit der Gerichte und der
Richter in Bindung an Gesetz und Recht, umfassender Rechtsschutz, das sind beispielhaft
die immerwährenden Aufgaben, die der Gerichtsverfassung wie den für ihre Realisierung
Verantwortlichen gestellt sind: Gerichten und jedem einzelnen Richter, Staatsanwaltschaft
und Rechtsanwaltschaft, Gesetzgeber und Verwaltung.
Dem GVG ist für sich allein heute nicht mehr das gesamte Gerichtsverfassungsrecht der

ordentlichen Gerichtsbarkeit zu entnehmen. Ihm vorgegeben ist das GG, auch wird es
durch viele Spezialgesetze ergänzt. Im Interesse einer geschlossenen Darstellung ist der
Versuch gewagt worden, die außerhalb des GVG aufzufindenden Regelungen innerhalb der
einschlägigen Vorschriften des GVG mit zu erörtern, zB das DRiG im § 1 GVG.
Steigende erhebliche Bedeutung hat jenseits förmlicher Änderungen des GVG auch die

internationale Entwicklung für das Gerichtsverfassungsrecht erlangt. Das gilt einmal auf der
europäischen Ebene durch die zunehmenden Auswirkungen der Konkretisierung und die
praktische Bedeutung der Erweiterung und Vertiefung der Europäischen Gemeinschaft. Zu
ihr setzt nicht nur die Rechtsetzung durch die Organe der Europäischen Gemeinschaft
wesentliche Marksteine, sondern auch und verstärkt die Rechtsprechung der Europäischen
Gerichte, inhaltlich zur Anwendung des gesetzten Rechts wie auch zu ihrer Entscheidungs-
kompetenz im Verhältnis zu den innerstaatlichen Gerichten, herausragend das ausgeprägte
justitielle Selbstverständnis des EuGH. Auch die institutionell über die Europäische Ge-
meinschaft hinausgehenden völkerrechtlich vereinbarten Gerichte beginnen zunehmend,
jenseits ihrer klassischen Bedeutung (nur) für die Beziehungen der Staaten zueinander mit
unmittelbarer Wirkung auch auf die Rechtsstellung der einzelnen Staatsangehörigen zu
judizieren, so die Gerichte im Rahmen der UN wie auch jene aufgrund besonderer
völkerrechtlicher Vereinbarungen. Diese Entwicklung erfordert eine, wenn auch beschei-
dene, Berücksichtigung in den Erläuterungen zum Gerichtsverfassungsrecht.
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Es ist auch versucht worden, solche Erscheinungen und Fakten, die nicht dem Gerichts-
verfassungsrecht systematisch und unmittelbar zuzurechnen sind und auf den ersten Blick
dort auch nichts zu suchen haben, in ihrer gerichtsverfassungsrechtlichen Relevanz auf-
zuzeigen, zB die gesamte Justizverwaltung, das Haushaltsrecht oder die Gefahren für die
Unabhängigkeit der Gerichte jenseits der formalisierten Dienstaufsicht, aber auch Gefahren
für die Rechtsverteidigung des Einzelnen vor Gericht.
Diese vielfältigen Quellen halten das Gerichtsverfassungsrecht in stetem Fluss, nicht nur

durch die Fortentwicklung der Rechtsprechung, sondern auch was die Gesetzgebung
betrifft. In die 9. Aufl. waren ausgehend vom Stand der Vorauflage Sommer 2015 teils nur
redaktionelle, überwiegend aber auch inhaltliche Änderungen des GVG, des EGGV und
anderer damit in engem Zusammenhang stehender Rechtsvorschriften durch folgende
gesetzgeberische Maßnahmen einzuarbeiten:
1. Zehnte Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31.8.2015, BGBl. I S. 1474,
2. Drittes Opferrechtsreformgesetz vom 21.12.2015, BGBl. I S. 2525,
3. Gesetz zur Bekämpfung der Korruption im Gesundheitswesen vom 30.5.2016, BGBl. I

S. 1254,
4. Gesetz zur Neuregelung des Kulturgutschutzrechts vom 31.7.2016, BGBl. I S. 1914,
5. Fünfzigstes Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 4.11.2016, BGBl. I

S. 2460,
6. Gesetz zur Änderung des Völkerstrafgesetzbuches vom 22.12.2016, BGBl. I S. 3150,
7. Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung vom 13.4.2017,

BGBl. I S. 872,
8. Gesetz zur Reform des Bauvertragsrechts usw vom 28.4.2017, BGBl. I S. 969,
9. Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 1.6.2017,

BGBl. I S. 1416,
10. Gesetz zur Änderung von Vorschriften im Bereich des Internationalen Privat- und

Zivilverfahrensrechts vom 11.6.2017, BGBl. I S. 1607,
11. Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren För-

derung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5.7.2017, BGBl. I S. 2208,
12. Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung des Strafverfahrens vom

17.8.2017, BGBl. I S. 3202,
13. Zweites Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Strafverfahren

und zur Änderung des Schöffenrechts vom 27.8.2017, BGBl. I S. 3295,
14. Gesetz zur Erweiterung der Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren und zur Ver-

besserung der Kommunikationshilfen für Menschen mit Sprach- und Hörbehinderun-
gen (EMöGG) vom 8.10.2017, BGBl. I S. 3546,

15. Gesetz zur Neuregelung des Schutzes von Geheimnissen bei der Mitwirkung Dritter an
der Berufsausübung schweigepflichtiger Personen vom 30.10.2017, BGBl. I S. 3618.

Den Verlag bitte ich weiter um die stets als angenehm empfundene Betreuung, För-
derung und Mithilfe. Den Benutzern danke ich an dieser Stelle für die vielfältigen Rück-
meldungen und wertvollen Anregungen, die mich seit dem Erscheinen der Vorauflage
erreicht haben. Ich bitte Sie um weiterhin freundliche Aufnahme des Werks und Ihre –
sicherlich auch zur Neuauflage notwendigen – Hinweise auf Unrichtigkeiten und Ver-
besserungsmöglichkeiten.

Stuttgart, im Dezember 2017

Vorwort
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